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Vertrag über die Erbringung und Vergütung von Leistungen 
nach § 27 Absatz 1 Satz 6 i. V. m. § 132k SGB V 

 
 

zwischen  
 
 

dem Freistaat Sachsen  
vertreten durch das  

Sächsische Staatsministerium für Soziales,  
Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt 

Albertstraße 10 | 01097 Dresden 
 

- nachfolgend „Land“ genannt - 
 

und 
 

der AOK PLUS - Die Gesundheitskasse für Sachsen und Thüringen,  
Sternplatz 7, 01067 Dresden 
vertreten durch den Vorstand  

dieser vertreten durch Herrn Wolfgang Karger, 
 
 

den Ersatzkassen 
 

Techniker Krankenkasse (TK) 
BARMER 
DAK-Gesundheit 
KKH-Kaufmännische Krankenkasse  
Handelskrankenkasse (hkk) 
HEK - Hanseatische Krankenkasse 

 
gemeinsamer Bevollmächtigter mit Abschlussbefugnis, 

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek), 
vertreten durch den Leiter der vdek-Landesvertretung Sachsen, 

 
dem BKK Landesverband Mitte 
Eintrachtweg 19, 30173 Hannover 

 
der IKK classic, 

 
der KNAPPSCHAFT, 

Regionaldirektion Chemnitz, 
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der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 
(SVLFG) als landwirtschaftliche Krankenkasse 

 
- nachfolgend „Krankenkassen/ 

teilnehmende Krankenkassen“ genannt - 
 
 

und 
 

der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen 
 

- nachfolgend „KV Sachsen“ genannt - 
 

und 
 

der Krankenhausgesellschaft Sachsen e.V. 
 

- nachfolgend „Krankenhausgesellschaft“ genannt 
 

und 
 

der Technischen Universität Dresden  
01069 Dresden 

vertreten durch die Rektorin 
 

Medizinische Fakultät Carl Gustav Carus 
Fetscherstr. 74, 01307 Dresden 

vertreten durch die Dekanin 
ausführende Einrichtung: Institut für Rechtsmedizin 

 
sowie 

 
der Universität Leipzig/Medizinische Fakultät 

Liebigstraße 27, 04103 Leipzig 
vertreten durch die Rektorin, vertreten durch den Kanzler,  

endvertreten durch die Verwaltungsdirektorin der Medizinischen Fakultät 
ausführende Einrichtung: Institut für Rechtsmedizin 

 
- als asservierende Stellen - 

 
- gemeinsam „Vertragspartner“ - 
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Präambel 

Mit dem Vertrag wird gemäß gesetzlichem Auftrag nach § 132k SGB V ein möglichst 
niedrigschwelliger Zugang zur vertraulichen Spurensicherung ermöglicht. Die Vertragspartner 
schließen eine Vereinbarung über Leistungen nach § 27 Absatz 1 Satz 6 SGB V. Dieser 
Vertrag legt die einzelnen Rechte und Pflichten der Vertragspartner zur Etablierung und 
Durchführung der vertraulichen Spurensicherung im Freistaat Sachsen fest. Gleichzeitig 
eröffnet der Vertrag die Möglichkeit des Beitritts weiterer Leistungserbringer. 
 
Teil 1 des Vertrages legt die Bestimmungen zur vertraulichen Spurensicherung zwischen 
geeigneten Leistungserbringern (§ 2), dem Land und den Krankenkassen fest, Teil 2 des 
Vertrages regelt die darüber hinaus gehenden Verpflichtungen der Vertragspartner zur 
Etablierung eines Versorgungsnetzwerkes im Freistaat Sachsen unter Einbeziehung der 
Krankenhausgesellschaft und KV Sachsen, Teil 3 trifft allgemein gültige Bestimmungen. 
 

Teil 1 
Bestimmungen zur vertraulichen Spurensicherung 

 
§ 1 Gegenstand des Vertrages 

(1) Dieser Vertrag regelt die Leistungen der vertraulichen Spurensicherung gemäß § 27 
Absatz 1 Satz 6 i. V. m. § 132k SGB V und deren Vergütung ausschließlich bei Fällen von 
sexualisierter Gewalt und körperlichen Misshandlungen bzw. bei Hinweisen auf 
drittverursachte Gesundheitsschäden, die Folge einer Misshandlung, eines sexuellen 
Missbrauchs, eines sexuellen Übergriffs, einer sexuellen Nötigung oder einer Vergewaltigung 
sein können, durch geeignete Leistungserbringer. 
 
(2) Der Vertrag findet keine Anwendung, sollten gleichzeitig oder vorausgehend die 
Strafverfolgungsbehörden eingeschaltet werden. Der Vertrag gilt ausschließlich in Fällen, in 
denen zum Zeitpunkt der Spurensicherung hiervon abgesehen wird. Die Versorgung auf der 
Grundlage dieses Vertrages erfolgt ausschließlich im Freistaat Sachsen.  
 

§ 2 Umsetzung 

(1) Die Leistung erfolgt durch geeignete Leistungserbringer. 
 
(2) Geeignete Leistungserbringer im Sinne des Vertrages sind: 
 

a) zugelassene Krankenhäuser nach § 108 SGB V, 
b) Vertragsärztinnen und Vertragsärzte sowie zugelassene Medizinische Versorgungs-

zentren und 
c) Rechtsmedizinische Institute. 

 
(3) Leistungserbringer nach Absatz 2 a) müssen eine 24/7-Untersuchungsmöglichkeit mit 
einzubindenden Abteilungen Gynäkologie, Unfall- und Allgemeinchirurgie sicherstellen. 
Leistungserbringer nach Absatz 2 b) müssen die Leistungserbringung im Rahmen ihrer 
Sprechzeiten sicherstellen. Leistungserbringer nach Absatz 2 c) stellen eine 24/7-
Ansprechbarkeit (rechtsmedizinischer Bereitschaftsdienst) und Untersuchung im Rahmen 
ihrer Dienstzeiten sicher. 
 
(4) Leistungserbringer, die die Voraussetzungen zur Umsetzung der vertraulichen 
Spurensicherung erfüllen, können zu einem späteren Zeitpunkt diesem Vertrag mittels 
Beitrittserklärung nach Anlage 8 beitreten. 
 
(5) Die federführende Krankenkasse (AOK PLUS – Die Gesundheitskasse für Sachsen und 
Thüringen) führt ein Verzeichnis der Leistungserbringer (Anlage 9), die die Leistungen der 



Vertrag über die Erbringung und Vergütung von Leistungen  
nach § 27 Absatz 1 Satz 6 i. V. m. § 132k SGB V 

 
 

4 
 

vertraulichen Spurensicherung aus dem Kreis der Einrichtungen (stationär) und der 
niedergelassenen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte erbringen und aktualisiert das 
Verzeichnis fortlaufend.  
 

§ 3 Leistungen 

(1) Die Leistungen zur vertraulichen Spurensicherung gemäß § 27 Absatz 1 Satz 6 SGB V 
umfassen die in der Anlage 1 aufgeführten Leistungsbestandteile. Die Leistungserbringer 
führen die Leistungen unter Beachtung der Verfahrensweise für beweissichere 
Spurensicherung und Umgang mit Asservaten gemäß Anlage 10 durch. 
 
(2) Die Leistungen nach Absatz 1 werden ausschließlich in den Räumlichkeiten der 
Leistungserbringer erbracht. Die Leistungen der Anlage 1 Ziffer 7 werden ausschließlich von 
den vertragsbeteiligten Rechtsmedizinischen Instituten in deren Räumlichkeiten erbracht.  
 
(3) Die Vertraulichkeit der Daten der Betroffenen unterliegt besonderen Schutzerfordernissen 
und wird durch die Leistungserbringer im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgaben zu jedem 
Zeitpunkt gewährleistet. 
 
(4) Die Erbringung der Leistung setzt voraus, dass sich die Ärztin oder der Arzt die 
elektronische Gesundheitskarte der versicherten Person vorzeigen oder die Mitgliedschaft in 
einer mitzuteilenden Krankenkasse glaubhaft versichern lässt und die versicherte Person die 
Einwilligungserklärung gemäß Anlage 3 unterzeichnet. Die Bestimmungen des 
Jugendschutzes sind zu beachten. 

§ 4 Qualitätsanforderungen und Informationspflichten 

(1) Die Qualitätsanforderungen an die Leistungserbringer ergeben sich aus Anlage 2 
(Qualitätsstandards). Die Erfüllung der Qualitätsstandards werden durch die 
Leistungserbringer im Zeitpunkt der Unterzeichnung der Vereinbarung erklärt sowie die 
Bereitschaft zu regelmäßigen Fortbildungsmaßnahmen und der Zusammenarbeit mit 
Gewaltschutzstellen bestätigt.  

 
(2) Die Leistungserbringer sind verpflichtet, ihr ärztliches und nichtärztliches Personal 
regelmäßig zu schulen. Die Schulungen werden durch eine vom jeweils zuständigen 
Sächsischen Staatsministerium geförderte Institution durchgeführt. Das Sächsische 
Staatsministerium für Soziales, Gesundheit und Gesellschaftlichen Zusammenhalt führt eine 
aktuelle Liste anerkannter Schulungseinrichtungen und übermittelt diese an die anderen 
Vertragspartner. 
 
(3) Die Inhalte der Schulungen sind in Anlage 4 niedergelegt. Die Zertifizierung erfolgt durch 
die Sächsische Landesärztekammer. 

 
(4) Anstelle der Schulungen ist der Facharztstandard für Rechtsmedizin oder der Nachweis 
über eine zertifizierte Fortbildung einer Landesärztekammer zur vertraulichen 
Spurensicherung nach § 132k SGB V gleichwertig. 
 
(5) Die Leistungserbringer stellen den Krankenkassenverbänden einmal jährlich spätestens 
bis zum 31.03. des Folgejahres die von den Leistungserbringern nach Quartalen und nach 
Krankenkassen aufgeschlüsselte Fallzahl zur Verfügung. Dazu ist die Aufstellung in Anlage 5 
zu verwenden, welche seitens der AOK PLUS aktualisiert um neu beigetretene 
Krankenkassen an die asservierenden Stellen, Leistungserbringer oder Rechtsmedizinischen 
Institute bis zum 31.01. d. J. zur Verfügung gestellt wird.  
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§ 5 Vergütung 

(1) Die Krankenkassen zahlen ausschließlich für ihre Versicherten gemäß § 132k SGB V für 
die erbrachten Leistungen eine fallbezogene Pauschale (Fallpauschale). Die Vergütung der 
erbrachten Leistungen erfolgt entsprechend der Anlage 6 zu dieser Vereinbarung. 
 
(2) Mit der Fallpauschale sind alle für eine Person nach § 27 Absatz 1 Satz 6 SGB V i. V. m. 
§ 132k SGB V erbrachten Leistungen vollständig abgegolten. Dies gilt insbesondere für 
Personal-, Sach- und forensische Laborkosten sowie für die rechtssichere Aufbewahrung der 
Spuren mit Ausnahme der Kosten für sog. Spurensicherungskits und Schulungen der 
Leistungserbringer nach § 4 Absatz 2 bis 4. Die Vergütung umfasst damit auch die je 
übersandter Probe an die jeweils zuständige asservierende Stelle abzuführende Pauschale 
für die Leistungen der Rechtsmedizinischen Institute gemäß § 7 dieses Vertrages. 
 
(3) Das zuständige Rechtsmedizinische Institut erhält je übersandter Probe eine Pauschale für 
die gemäß § 7 zu erbringenden Leistungen. Die Höhe der Pauschale richtet sich nach Anlage 6 
zu dieser Vereinbarung. 
 
(4) Für Personen, die nicht gesetzlich versichert sind, besteht kein Vergütungsanspruch gegen 
die Krankenkassen. 
 
(5) Die Krankenhäuser dürfen von den nach diesem Vertrag anspruchsberechtigten 
Versicherten keine Vergütung und keinen Kostenersatz fordern. 
 

§ 6 Abrechnung und Rechnungsausgleich 

(1) Die Abrechnung erfolgt durch die zur Abrechnung berechtigten Leistungserbringer 
gegenüber den Krankenkassen.  
 
(2) Die Vergütung der Leistung nach § 5 Absatz 3 durch die jeweils zuständigen 
asservierenden Stellen nehmen die Leistungserbringer im Innenverhältnis direkt vor. Die 
ausführende asservierende Stelle stellt eine entsprechende Rechnung gegenüber dem 
abrechnenden Leistungserbringer gemäß den Regelungen in § 5 Absatz 3 und § 7. Für 
Untersuchungen an den Rechtsmedizinischen Instituten ohne Beteiligung weiterer 
Leistungserbringer nach § 2 Absatz 2 a) und b) nehmen die Institute die Abrechnung 
gegenüber den Krankenkassen vor. 
 
(3) Die Abrechnungsunterlagen sind in anonymisierter Form vollständig im Folgequartal nach 
der Leistungserbringung an die zuständige Krankenkasse unter Nennung des 
Institutionskennzeichens zu übermitteln. Die Abrechnungen erfolgen als Gesamtrechnung 
aller Behandlungsfälle quartalsweise in Papierform. Zur Abrechnung der erbrachten 
Leistungen ist die Anlage 7 zu nutzen. Nachtragsfälle für ein Quartal sind spätestens bis Ende 
des Folgequartals einzureichen. Andernfalls ist die Abrechnung ausgeschlossen. 
 
(4) Die Bezahlung der Rechnungen erfolgt innerhalb von 28 Tagen nach dem vollständigen 
Eingang der zahlungsbegründenden Unterlagen. Die Frist beginnt mit dem Eingang der 
Unterlagen bei der zuständigen Krankenkasse. Fällt der letzte Tag der Zahlungsfrist auf einen 
Samstag, einen Sonntag oder einen gesetzlichen Feiertag, so verschiebt er sich auf den 
nächstfolgenden Arbeitstag.  
 
(5) Die bei der Rechnungsprüfung festgestellten rechnerisch und/oder sachlich unrichtig 
angesetzten Beträge werden von der Krankenkasse innerhalb von zwölf Monaten nach Ende 
des Kalenderjahres, in dem die Abrechnung für die Aufwandspauschale bei den 
Krankenkassenverbänden eingegangen ist, abschließend berichtigt. Die festgestellten 
Differenzen werden mit der nächsten Rechnung bzw. spätestens nach einem Jahr verrechnet. 
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(6) Zur Gewährleistung der Anonymität der Versicherten und der Vertraulichkeit der 
Spurensicherung stellen die Leistungserbringer sicher, dass in den Abrechnungsunterlagen 
zu keinem Zeitpunkt ein Bezug zum Versicherten möglich ist. Ein Einlesen der elektronischen 
Gesundheitskarte ausschließlich zur vertraulichen Spurensicherung ist nicht statthaft. Davon 
unbenommen ist die Abrechnung notwendiger medizinischer Behandlungen. 

 
Teil 2 

Weitere Pflichten der asservierenden Stellen, KV Sachsen,  
Krankenhausgesellschaft und des Landes 

 
§ 7 Aufgaben der asservierenden Stellen 

(1) Die Institute für Rechtsmedizin stellen die sachgerechte und rechtssichere Lagerung der 
Proben/Asservate sicher. 
 
(2) Das Institut für Rechtsmedizin der TU Dresden ist zuständig für erhobene Proben der 
Leistungserbringer aus dem Bereich der Landesdirektion Dresden. 
Das Institut für Rechtsmedizin der Universität Leipzig ist zuständig für erhobene Proben der 
Leistungserbringer aus den Bereichen der Landesdirektionen Leipzig und Chemnitz. 
 
(3) Die asservierenden Stellen erbringen die folgenden Leistungen: 

a) Toxikologische Asservate: 
aa) Probenentnahmeset analog zum Untersuchungsset für Polizei (ein Vacutainer für 

BAK-Bestimmung, ein Vacutainer mit Zusatz für BTM- und 
Medikamentenbestimmung), zusätzlich ein Probenröhrchen für Urin 

bb) nach Probeneingang Erfassung und Kontrolle der Asservate auf Dichtigkeit und 
korrekte Beschriftung 

cc) Aufnahme des Falls in die zu etablierende Datenbank „Vertrauliche 
Spurensicherung“ 

dd) die Asservate werden zentrifugiert, der Serumüberstand separiert und gefrostet für 
vier Jahre gelagert, keine Untersuchung 

ee) eine Untersuchung der Asservate erfolgt nur auf gesonderten Auftrag (privat oder 
nach Anzeigenerstattung für die Polizei) mit Kostenübernahmeerklärung 
(Abrechnung dann nach JVEG), 

 
b) Molekulargenetische Asservate: 

aa) DNA-freie Abstrichtupfer im Entnahmeset, ggf. weitere Spurenträger (Bekleidung) 
in Verpackung an das Rechtsmedizinische Institut schicken 

bb) nach Probeneingang Erfassung und Kontrolle der Asservate auf Vollzähligkeit, 
Unversehrtheit (trockene und einwandfreie Probe), und korrekte Beschriftung 

cc) Aufnahme des Falls in die zu etablierende Datenbank „Vertrauliche 
Spurensicherung“ 

dd) Lagerung der Asservate nach rechtsmedizinischem Standard (Bekleidung ggf. 
trocken und dunkel in einem Asservateschrank) 

ee) eine Untersuchung der Asservate erfolgt nur auf gesonderten Auftrag mit 
Kostenübernahmeerklärung (Abrechnung dann nach JVEG), 

 
c) Befunddokumentation: 

d. h. Lagerung der schriftlichen Befunddokumentation einschließlich Datenträger der 
fotografischen Aufnahmen. 

 
(4) Die Lagerung erfolgt für einen Zeitraum von vier Jahren ab Eingang der 
Befunddokumentation und Proben bei dem jeweils zuständigen Rechtsmedizinischen Institut. 
Nach Ablauf der Frist wird sämtliches Material dokumentiert vernichtet. 
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§ 8 Aufgaben der Krankenhausgesellschaft und der KV Sachsen  

(1) Die Krankenhausgesellschaft und die KV Sachsen fungieren als Ansprechpartner für ihre 
Mitglieder. Dies beinhaltet die Information ihrer Mitglieder zu allen Angelegenheiten dieser 
Vereinbarung. 
 
(2) Die Krankenhausgesellschaft und die KV Sachsen sind gleichermaßen Ansprechpartner 
für die weiteren Vertragspartner betreffend die Teilnahme ihrer Mitglieder an den Leistungen 
der vertraulichen Spurensicherung. Dies beinhaltet insbesondere die rechtzeitige Information 
über Änderungen zum Leistungsumfang der Mitglieder der Krankenhausgesellschaft und KV 
Sachsen. 
 

§ 9 Aufgaben des für Gewaltschutz in Umsetzung der Istanbul-Konvention 
zuständigen Staatsministeriums 

(1) Das für Gewaltschutz in Umsetzung der Istanbul-Konvention zuständige Staatsministerium 
trägt die Kosten der Spurensicherungskits, die den Leistungserbringern zur Erfüllung der 
Leistungen zur Verfügung gestellt werden. Darin eingeschlossen ist die tatsächliche 
Zurverfügungstellung. 
 
(2) Das für Gewaltschutz in Umsetzung der Istanbul-Konvention zuständige Staatsministerium 
trägt die Kosten für die nach § 4 Absatz 2 dieses Vertrages erforderlichen regelmäßigen 
Schulungen. Die dazu erforderlichen Haushaltsmittel werden durch das zuständige 
Staatsministerium zur Verfügung gestellt vorbehaltlich der Regelung in § 14 Absatz 6 dieses 
Vertrages. 
 
(3) Das für Gewaltschutz in Umsetzung der Istanbul-Konvention zuständige Staatsministerium 
trägt die Kosten des Transports der Asservate von den Leistungserbringern zu den 
asservierenden Stellen. 
 
(4) Das für Gewaltschutz in Umsetzung der Istanbul-Konvention zuständige Staatsministerium 
sensibilisiert die Öffentlichkeit zur Möglichkeit der vertraulichen Spurensicherung. 
 

Teil 3 
Schlussbestimmungen 

 
§ 10 Teilnahme weiterer Krankenkassen durch Vertragsbeitritt als Vertragspartner 

Dieser Vereinbarung können weitere Krankenkassen oder Landesverbände der 
Krankenkassen beitreten. Sie haben hierzu, unter Verwendung der Beitrittserklärung 
(Anlage 11), ihren Beitritt gegenüber der AOK PLUS zu erklären. Mit Zugang der Erklärung 
wird die beitretende Krankenkasse Vertragspartner. Die AOK PLUS informiert die anderen 
Vertragspartner und Leistungserbringer unverzüglich nach Bekanntwerden über den Beitritt 
weiterer Krankenkassen, spätestens bis zum 31.01. des Folgejahres. 

 
§ 11 Datenschutz 

Personenbezogene Daten dürfen nur zur Erfüllung der sich aus dem Vertrag ergebenden 
Aufgaben und Zwecke verarbeitet werden. Die gesetzlichen oder sonst zulässigen 
Verarbeitungs- oder Übermittlungsbefugnisse der Beteiligten bleiben im Übrigen unberührt. 
Die Vertragspartner sowie die Beteiligten verpflichten sich, alle für sie einschlägigen, 
geltenden Gesetze zum Schutz und zur Sicherheit personenbezogener Daten strikt zu 
beachten sowie entsprechende technische und organisatorische Maßnahmen nach Stand der 
Technik in ihren Wirk- und Verantwortungsbereichen umzusetzen, so dass die Verarbeitung 
personenbezogener Daten den Vorschriften der Verordnung 2016/679 (Datenschutz-
Grundverordnung - DSGVO) entspricht und der Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Personen sichergestellt ist. Die Vertragspartner sowie die Beteiligten sind in 



Vertrag über die Erbringung und Vergütung von Leistungen  
nach § 27 Absatz 1 Satz 6 i. V. m. § 132k SGB V 

 
 

8 
 

ihren Wirk- und Verantwortungsbereichen jeweils eigenständige Verantwortliche für die 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten.  

 
§ 12 Vertragsverletzungen und Haftung 

(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln für 
eine gewissenhafte und ordnungsgemäße Durchführung dieses Vertrages Sorge zu tragen. 
 
(2) Jeder Vertragspartner haftet für die Leistungen, die er auf Grundlage dieses Vertrages 
erbringt, selbst. 
 

§ 13 Öffentlichkeitsarbeit 

Die Vertragspartner informieren in Abstimmung über die Möglichkeit der vertraulichen 
Spurensicherung. 
 

§ 14 Inkrafttreten und Kündigung 

(1) Dieser Vertrag tritt zum 1. April 2026 in Kraft.  
 
(2) Der Vertrag kann vom Land, den Krankenkassen gemeinsam und einheitlich, der 
Technischen Universität Dresden, der Universität Leipzig, der Krankenhausgesellschaft und 
der KV Sachsen mit einer Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich 
gekündigt werden. Die Kündigung ist zu ihrer Wirksamkeit gegenüber allen Vertragspartnern 
schriftlich zu erklären. Bis zu einer neuen Vereinbarung gelten die Regelungen dieses 
Vertrages fort. Bei Kündigung durch die Krankenhausgesellschaft oder die KV Sachsen oder 
durch beide Vertragspartner bleibt der Vertrag im Übrigen unberührt. 
 
(3) Weitere Leistungserbringer nach § 2 Absatz 4 können ihren Beitritt (Anlage 8) mit einer 
Frist von drei Monaten zum Quartalsende beenden. Die Beendigung des Beitritts lässt die 
Wirksamkeit und den Bestand dieses Vertrages im Übrigen unberührt. 
 
(4) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes sind die Vertragsparteien gemäß Absatz 2 
berechtigt, die Vereinbarung fristlos zu kündigen. Die Vereinbarung mit Leistungserbringern 
(Beitritt) kann ebenso vom Land, den Krankenkassen gemeinsam und einheitlich sowie vom 
Leistungserbringer bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fristlos gekündigt werden. Die 
Kündigung ist gegenüber den Vertragspartnern schriftlich zu erklären. 
 
Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn  
 
- die vertraglich vereinbarten Leistungen nicht erbracht werden oder 
- die vereinbarten Qualitätsanforderungen inklusive regelmäßiger Schulungen nicht 

eingehalten werden oder 
- der Leistungserbringer die Voraussetzungen für die vereinbarten Leistungen (z. B. infolge 

struktureller Änderungen) nicht mehr vorhalten kann. 
 
Die Krankenhausgesellschaft und die KV Sachsen werden über Kündigungen informiert. 
 
(5) Die Anlage 6 dieser Vereinbarung kann nach den Regelungen in § 4 dieser Anlage 
gesondert gekündigt werden. 
 
(6) Der Bestand des Vertrages ist an die Zuweisung von Haushaltsmitteln gebunden, die vom 
Land zur Erfüllung der Aufgaben nach einem von dem für Gewaltschutz in Umsetzung der 
Istanbul-Konvention zuständigen Staatsministeriums geförderten oder beauftragten Träger 
(Durchführung der Schulungen, Koordinierung des Transports der Spuren, Bereitstellung der 
sog. Spurensicherungskits) gewährt werden.  
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§ 15 Salvatorische Klausel/Schriftformerfordernis 

(1) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ungültig sein oder werden, so 
bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. 
 
(2) Die Vertragschließenden werden, soweit eine oder mehrere Bestimmungen ganz oder 
teilweise unwirksam sind, anstelle der ganz oder teilweise unwirksamen Vertragsbestimmung 
eine wirksame Regelung treffen, welche demjenigen möglichst nahekommt, was die 
Vertragschließenden mit der ganz oder teilweise unwirksamen Bestimmung vereinbaren 
wollten. Gleiches gilt für den Fall, dass dieser Vertrag eine unbeabsichtigte Lücke enthalten 
sollte. 

 
(3) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für 
die Aufhebung des Schriftformerfordernisses.  
 

§ 16 Überprüfung 

Ein Jahr nach Inkrafttreten des Vertrages überprüfen die Vertragspartner die Umsetzung der 
Regelungen zur vertraulichen Spurensicherung, insbesondere die Fallzahlen und die damit 
verbundenen Aufwendungen der Vertragspartner sowie die Zweckmäßigkeit der einzelnen 
Bestimmungen im Rahmen der praktischen Umsetzung. 
 

Dresden, Leipzig, Kassel den 24.02.2026 
 

 

 

gez.        gez. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Sächsisches Staatsministerium  AOK PLUS 
für Soziales, Gesundheit und  
Gesellschaftlichen Zusammenhalt 
 

 

 

gez.        gez. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Medizinische Fakultät der TU Dresden Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) 
Prof. Dr. med. Dr. Esther G. C. Troost Die Leiterin der vdek-Landesvertretung 
Dekanin Sachsen 
 
 
 
 
 
gez. 
--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Technische Universität Dresden 
Prof. Dr. Ursula M. Staudinger 
Rektorin 
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gez.        gez. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Universität Leipzig, Medizinische Fakultät BKK Landesverband Mitte,  
 Landesvertretung Sachsen 
 

 

 

gez.        gez. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Kassenärztliche Vereinigung Sachsen IKK classic 

 

 

 

gez.        gez. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Krankenhausgesellschaft Sachsen e.V. SVLFG als Landwirtschaftliche  
 Krankenkasse 

 

 

 

gez.        gez. 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 KNAPPSCHAFT,  
 Regionaldirektion Chemnitz 

 
Anlage 
1 zu § 2 Absatz 1 – Leistungsumfang 
2 zu § 3 Absatz 1 – Qualitätsstandards 
3 zu § 3 Absatz 4 – Einwilligungserklärung 
4 zu § 4 Absatz 3 – Schulungsinhalte 
5 zu § 4 Absatz 5 – Erfassung der Fälle 
6 zu § 5 Absatz 1 – Vergütungsvereinbarung 
7 zu § 6 Absatz 3 – Abrechnung 
8 zu § 2 Absatz 4 – Beitrittserklärung 
9 zu § 8 Absatz 1 – Leistungserbringerverzeichnis 
10 zu § 3 Absatz 1 – Verfahrensweise für beweissichere Spurensicherung 
11 zu § 9 - Beitrittserklärung anderer Krankenkassen 


